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Im Vorzimmer

Grossrätewollen keineSchnellschüsse nachdenFCB-Krawallen
Fans sollen Freiraum
mit Augenmass nutzen

«Krawalle gehen
nicht und sind
grundsätzlich zu
unterlassen. Doch
die Polizei soll und
darf den Fans einen
Freiraum gewähren,
welchen diese
jedoch auch mit
Augenmass und
verantwortungsvoll
nutzen sollen. Vor

allem sollen sie jedoch auch mit der
Polizei kooperieren und nicht die
Schuld abschieben.»

Jetzt geht es darum,
die Täter zu ermitteln

«Etwas vom Wich­
tigsten ist jetzt, die
Täterschaft zu
ermitteln und diese
zur Rechenschaft
zu ziehen. Man soll
jedoch keinesfalls
Regelungen treffen,
unter denen alle lei­
den müssen. Zuerst
muss man analysie­
ren, und aufgrund
der Resultate kann

man dann Schlüsse ziehen. Es war ja
jetzt so lange ruhig, jetzt gleich in Akti­
vismus zu verfallen, finde ich falsch.
Doch was geschehen ist, hat mit Fuss­
ball gar nichts zu tun. Zu allem anderen
war der Match auch recht langweilig.
Die Zürcher haben nicht das Niveau
eines FCB. Der FCB jedoch hat sich
sträflich verhalten und vorsichtig
gespielt.»

Genug Möglichkeiten
für Sanktionen

«Ich war auch an
diesem Match und
habe das Spiel sehr
genossen. Von den
Krawallen habe ich
nichts mitgekriegt.
Ich finde es gut,
dass die Fanarbei­
ter, die Polizei und
der FCB zusam­
mengesessen sind.
In Basel kann man

viele Probleme am Runden Tisch lösen.
Und schlussendlich: Wir sind ja kein
gesetzloses Land. Wenn jemand Mist
baut, so kriegt er eine Busse. Es gibt
genug Möglichkeiten, um die Leute zu
bestrafen. Alles was in Richtung schär­
fere Gesetze oder Auflösung der Mut­
tenzer Kurve geht, lehne ich entschie­
den ab. Die Muttenzer Kurve soll so
bleiben, wie sie ist. Dort ist stets eine
ganz tolle Stimmung.»

Jetzt nur nicht alles
Erreichte infrage stellen

«Man soll jetzt nur
nicht übersäuern.
Vor allem ist es
wichtig, nicht alles
bislang Erreichte
infrage zu stellen.
Natürlich darf es
jedoch eine rechts­
freie Zone weder
innerhalb noch
ausserhalb des
Stadions geben.

Der Polizei wurde ja vorgeworfen, sie
habe die Krawalle durch ihre Anwesen­
heit provoziert. Das ist völlig falsch. Es
gibt keine Zone, wo die Polizei nichts zu
suchen hat.»

Jetzt nicht alle in
Sippenhaft nehmen

«Zuerst muss man
jetzt die Ursachen
genau klären. Falls
dann konkrete
Massnahmen
getroffen werden,
so hoffe ich, dass
diese möglichst
zielgerichtet die
Krawallbrüder tref­
fen und möglichst
wenig die friedli­

chen Matchbesucher. Es dürfen jetzt
nicht alle in Sippenhaft genommen wer­
den, sonst wird auch den friedlichen
Leuten der Matchbesuch erschwert.
Ansonsten denke ich, darf der insge­
samt doch sehr erfolgreiche Weg in
Basel, welcher auf Prävention wie auf
Repression setzt, nicht über Bord
geworfen werden.»

Nachrichten

Ernährungs-Initiative
rechtlich zulässig

Basel. Die Volksinitiative «Nachhaltige
und faire Ernährung» wurde vom Gros­
sen Rat für rechtlich zulässig erklärt
und an den Regierungsrat überwiesen.
Die Initiative fordert eine Ergänzung
des Umweltschutzgesetzes um eine
Bestimmung, welche die Umwelt­
belastungen durch die Ernährung
regelt. Vorgeschlagen wird unter
anderem ein Leitbild des Kantons «zur
Förderung einer vermehrt pflanzlichen
Ernährung». Inhaltlich diskutiert wird
die Initiative an einer der nächsten
Grossratssitzungen.

Wechsel im Rat und
in Kommissionen
Basel. Nach dem Austritt von Urs Mül­
ler (Grünes Bündnis) aus dem Grossen
Rat waren mehrere Kommissionssitze
neu zu besetzen. In die Geschäfts­
prüfungskommission delegiert wurde
Heidi Mück, in die Disziplinarkommis­
sion Brigitta Gerber und in die Gesund­
heits­ und Sozialkommission Nora
Bertschi (alle GB). Für die ebenfalls
ausgeschiedene Mirjam Ballmer (Grü­
nes Bündnis) geht Tonja Zürcher in die
Bau­ und Raumplanungskommission.
Neu im Rat begrüsst wurden Beat
Leuthardt und Tonja Zürcher (beide
Grünes Bündnis). Sie sind nachgerückt
für Urs Müller und Mirjam Ballmer.

Container für
Flüchtlinge
Von 150 auf 250 Plätze erhöht

Basel. Der Grosse Rat hat gestern
zusätzliche 4,2 Millionen Franken für
die Erstellung von Wohncontainern
bewilligt. Rund 250 Flüchtlinge sollen
beim Walkeweg Platz in neu zu erstel-
lenden Containern finden. Im Dezem-
ber waren schon 6,8 Millionen Franken
bewilligt worden. Da sich die Flücht-
lingslage verschärft hat, musste der
Betrag aufgestockt werden.

Tonja Zürcher erklärte im Namen
des Grünen Bündnisses, man stimme
dem Kreditantrag zu, sehe es jedoch
grundsätzlich äusserst ungern, wenn
Menschen in solch behelfsmässige Bau-
ten gesteckt würden. Sie hoffe daher,
dass es nur eine Übergangslösung sei.

Baudirektor Hans-Peter Wessels
wehrte sich entschieden. Die Container
hätten nichts gemein mit den Blechkis-
ten, die verschifft würden, sondern es
würde sehr für Behaglichkeit gesorgt. ffl

DieKantonspolizeiwirdmoderner
Der administrative Aufwand soll deutlich reduziert werden

VonMarkus Vogt

Basel. Mit dem Projekt «Kapo 2016»
will sich die Kantonspolizei erneuern
und die administrativen Prozesse ver-
schlanken. Dazu muss sie moderner
werden, die Abläufe vereinfachen und
mit heute gebräuchlichen Mitteln zu
Werke gehen. In erster Linie sollen es
moderne und mobile Lösungen sein:
Zum Beispiel sollen die Polizeiangehö-
rigen nicht mehr Rapporte auf Fress-
zettel schreiben und hinterher im Büro
in den Computer tippen müssen.

«Wenn die Polizei weniger Zeit für
administrative Arbeit einsetzen muss,
können mehr Polizisten Dienst auf der
Strasse leisten», sagte denn auch Tanja
Soland (SP) als Präsidentin der Sicher-
heitskommission (JSSK). Das Projekt
sei zwar mit relativ hohen Kosten ver-
bunden (10,185 Millionen Franken),
doch dieses Geld sei sinnvoll investiert.

Die Kantonspolizei hofft, gegen 50 Pro-
zent Aufwand einsparen zu können.

Das Geschäft fand reihum gute
Aufnahme, nur beim Grünen Bündnis
nicht. Man habe noch gundlegende
Fragen, bemerkte Beat Leuthardt (GB),
weshalb man das Geschäft zurückwei-
sen wolle. Zum Beispiel sei nicht hinrei-
chend begründet, dass die Polizeiange-
hörigen wirklich entlastet würden.
Er wollte auch wissen, wie sich
80000 Schreibtischstunden einsparen
lassen. Leuthardt, noch keine Stunde
im Rat dabei, weil er eben erst für sei-
nen BastA!-Kollegen Urs Müller nachge-
rückt war, musste sich darauf sagen las-
sen, dass von seiner Fraktion zwei Ver-
treter in der Kommission sassen und
ihm die Auskunft hätten geben können.

Dass mit dem administrativen Leer-
lauf Schluss sein soll, sei sehr zu begrüs-
sen, befand André Auderset (LDP).
Christian Meidinger (SVP) lobte eben-

falls: Polizeiunterlagen kämen künftig
auf den Bildschirm jedes Polizisten.
Aufgrund von Erfahrungen an anderen
Orten wie Zürich könne man davon
ausgehen, dass das Geld gut investiert
werde, sagte Otto Schmid (SP). Jetzt
werde die längst fällige technische
Anpassung vorgenommen, sagte Chris-
tian Griss (CVP). Mit 83:5 Stimmen
wurden die 10,185 Millionen Franken
bewilligt.

Als erledigt abgeschrieben wurden
zwei Vorstösse. Der eine stammte von
Christian von Wartburg (SP), der die
«Erstellung einer eigenen Basler Panic
App» forderte. Diese kommt zwar so
nicht, doch bis in zwei Jahren ist eine
eidgenössische Lösung zu erwarten.
Der andere von Heiner Vischer (LDP)
schlug die «Einführung des Bezahlens
von Parkgebühren mit dem Handy» vor.
Solche Dinge werden mit den eingelei-
teten Neuerungen möglich.

ParlamentschafftWahlhürdeab
Kein Quorum mehr – Systemwechsel dürfte kleineren Parteien helfen

VonMarkus Vogt und Jonas Hoskyn

Basel. Für den Einzug in den Grossen
Rat wird es künftig keine Mindestquote
mehr geben. Eine Koalition aus SP, Grü-
nem Bündnis, Grünliberalen und den
Kleinparteien Volksaktion und EVP
strich gestern das bisherige Quorum
aus dem Wahlgesetz. Die Frage, ob es
künftig noch eine Hürde für den Eintritt
ins Basler Parlament geben sollte, hatte
zuvor für lange Diskussionen gesorgt.

Aktuell müssen Parteien in den
jeweiligen Wahlkreisen mindestens vier
Prozent Wähleranteil auf sich vereinen,
um in den Grossen Rat einziehen zu
können. Rein mathematisch würde in
den grossen Wahlkreisen Grossbasel
West (34 Sitze), Grossbasel Ost und
Kleinbasel (je 27 Sitze) aber schon ein
deutlich kleinerer Wähleranteil für
einen Sitz im Parlament reichen. Die
linken Parteien plädierten dafür, sich
im Wahlgesetz auf dieses sogenannte
natürliche Quorum, das sich bei Pro-
porzwahlen automatisch ergibt, zu
beschränken. «Ein natürliches Quorum
benachteiligt die kleinen Parteien nicht
und bildet den Willen des Volkes am
Besten ab», so Danielle Kaufmann (SP).

Änderung erst ab 2020 wirksam
Dieser Meinung war auch die Mehr-

heit der Justiz-, Sicherheits- und Sport-
kommission (JSSK). Man habe sich
bewusst Zeit gelassen für dieses
Geschäft, berichtete deren Präsidentin
Tanja Soland (SP). Man wollte keinen
Schnellschuss, sondern sorgfältig vor-
gehen und hörte Experten an. Einig war
man sich rasch, dass, falls man eine
Änderung des Wahlgesetzes vornimmt,

diese erst auf die Wahlen 2020 hin wirk-
sam werden solle, um die Wahlen im
Herbst nicht zu stören. Und wenn es
eine Änderung geben sollte, sei auch
gleich die Kantonsverfassung anzupas-

sen. Deshalb muss die Änderung noch
an der Urne abgesegnet werden.

Die Idee eines kantonsweiten
Quorums wurde in der Kommission als
zu grosse Hürde für die Parteien ange-
sehen. Kleine Veränderungen am jetzi-
gen Gesetz seien mehr oder weniger
sinnlos. Ziel eines Quorums oder einer
Sperrklausel müsse sein, der Parteien-

zersplitterung im Parlament entgegen-
zuwirken, sagte Soland. Über Weiteres
wurde man sich nicht einig.

Bürgerliche wollten Status quo
Die (linke) Mehrheit der JSSK kam

zum Schluss, dass keine Sperrklausel
die beste Lösung sei, erklärte Soland als
Sprecherin dieser Mehrheit: Das natür-
liche Quorum komme dem Wähler-
willen am nächsten, also sei die jetzige
Regelung abzuschaffen. Die linken Par-
teien wurden dabei von den kleinen
Parteien Grünliberale (fünf Parlamen-
tarier), der Volksaktion (zwei Parla-
mentarier) und der EVP (eine Parla-
mentarierin) unterstützt, welche wohl
nicht ganz uneigennützig abstimmten.

Die bürgerliche Kommissions-
minderheit wollte die Sperrklausel

nicht streichen, sondern den jetzigen
Gesetzesparagrafen beibehalten, er-
klärte deren Sprecher David Jenny
(FDP). Die letzten Wahlen hätten die-
jenigen Ergebnisse gebracht, die man
vernünftigerweise habe erwarten kön-
nen. Die Mehrheit wolle das Quorum
abschaffen, ohne die Auswirkungen zu
prüfen. Dabei gäbe es andere Varianten,
zum Beispiel die Grösse der Wahlkreise
zu überprüfen oder das Stadtgebiet in
zusätzliche Wahlkreise zu unterteilen.

Die Minderheit wollte Nichteintre-
ten oder das Geschäft an die Regierung
zurückweisen. «Es ist unwürdig, das
Wahlgesetz je nach Belieben anzu-
passen», sagte SVP-Fraktionspräsident
Lorenz Nägelin.

Verkompliziert wurde die Situation
dadurch, dass die Regierung in ihrer
Vorlage eine Verschärfung des Systems
vorschlug: Die Hürde in den Wahlkrei-
sen sollte auf fünf Prozent erhöht wer-
den. Zusätzlich hätte eine Partei im
ganzen Kanton drei Prozent Wähleran-
teil holen müssen, um an der Sitzvertei-
lung teilzunehmen. Eigentlich wolle
sich die Regierung aber lieber vornehm
zurückhalten, sagte Regierungspräsi-
dent Guy Morin. Denn es gehe ja darum,
wie der Grosse Rat gewählt werde, und
da solle das Parlament selbst entschei-
den. Dieses Gesetz solle man auch nur
dann ändern, wenn wirklich Not herr-
sche. Die Regierung habe aber auch den
Wählerwillen im Auge, und so gesehen
müsste man ein kantonsweites Quorum
ins Gesetz schreiben, befand Morin.
Allerdings blieb der Vorschlag der
Regierung ohne grosse Unterstützung.
Lediglich die CVP machte sich für diese
Variante stark.

Altersentlastung
für Lehrer
Anpassung an Pensionskasse

VonMarkus Vogt

Basel. Weil der Kanton Basel-Stadt das
Pensionsalter von 63 auf 65 Jahre
erhöht hat, musste im Schulgesetz die
Bestimmung über die Altersentlastung
der Lehrkräfte angepasst werden. Bis
jetzt galt, dass die Lehrkräfte ab dem
55. Altersjahr eine Entlastung um zwei
Stunden im Wochenpensum in
Anspruch nehmen können, also für die
letzten acht Jahre ihrer Berufstätigkeit.
Neu gilt dieses Privileg für die Lehrer-
schaft ab dem 57. Altersjahr. Hätte man
diese Verschiebung nicht vorgenom-
men, würde dies dem Kanton Mehraus-
gaben bescheren. «Wir machen da keine
Sparübung, doch wir wollen Mehraus-
gaben vermeiden», erklärte dazu Erzie-
hungsdirektor Christoph Eymann. Mit
78:14 Stimmen wurde die Neuerung
beschlossen.

Kritik brachte unter anderem Heidi
Mück (GB) an: Wenn die Leute zwei
Jahre später als jetzt in Pension gehen,
seien sie nicht automatisch zwei Jahre
länger fit. André Auderset (LDP, auch
für die FDP), Katja Christ (GLP), Martin
Lüchinger (SP), Oskar Herzig (SVP)
und Andrea Knellwolf (CVP) signali-
sierten hingegen Zustimmung.
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